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Einleitung

Die Arbeitsmarktpolitik vollzog in den
letzten Jahren einen Paradigmenwechsel,
indem sie die Eigenverantwortung des Ein-
zelnen stärker einfordert und eine Philoso-
phie des „Förderns und Forderns“ verfolgt,
ungeachtet der Tatsache, dass Arbeitslosig-
keit in den meisten Fällen nicht selbstver-
schuldet ist. Dieser Paradigmenwechsel re-
flektiert zum einen zu wenig die Entwick-
lungen am Arbeitsmarkt. Zum anderen
überfordert die Eigenverantwortung viele
langzeitarbeitslose wie auch leistungsge-
minderte Menschen, während die konkre-
ten Maßnahmeangebote sie unterfordern.

Dass bei einer größeren Gruppe der Be-
troffenen das Kriterium der direkten Ver-
mittlung in den ersten Arbeitsmarkt nicht
als alleiniges Erfolgskriterium greift, zeigt
die zwanzigjährige Erfahrung von Qualifi-
zierungs- und Beschäftigungsunterneh-
men. Zudem verlieren diejenigen, die nach
ihrem Arbeitsplatzverlust nicht schnell ei-
ne Anschlussbeschäftigung finden, oft ihre
beruflichen Perspektiven, langfristig gar ih-
re sozialen Bezüge und gesellschaftlichen
Teilhabemöglichkeiten. Deshalb ist bei der
Umsetzung der seit Januar 2005 begonne-
nen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen
das Empowerment von Langzeitarbeitslo-
sen als ein zentraler Aspekt der Betreuung
bzw. Begleitung und Integrationsförde-
rung besonders zu beachten. Dabei lassen
sich die Teilhabechancen Betroffener durch
ein sogenanntes „Social Scoring“1 ermit-
teln, sodass die gegenwärtig bestehenden
Instrumente zur Evaluation arbeitsmarkt-

die Kompetenzen der Selbstorganisation
und -vermarktung vermittelt, die auch 
von Arbeitslosen vermehrt gefordert wer-
den (Abschnitt 5.1). Mit einer kurzen 
Zusammenfassung der Stärken des Mess-
instruments und einem Ausblick auf die
weitere Forschung schließt der Beitrag (Ab-
schnitt 5.2).
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Der Erfolg arbeitsmarktpolitischer Beschäftigungsmaßnahmen wird unter dem neuen, autoritär-aktivierenden Paradigma vorwie-
gend an der Integration in Beschäftigung gemessen. Dieses Ziel geht an den Voraussetzungen und Möglichkeiten besonders arbeits-
marktferner Arbeitsloser vorbei. Zugleich bedeutet es, dass Maßnahmen, die realistischere Vorstufen zur Arbeitsmarktbeteiligung wie 
Empowerment und soziale Teilhabe verbessern, entlang vorherrschender Erfolgskriterien nur unzureichend evaluiert werden können.
Mit der Social Balanced Scorecard erhalten die Träger der Maßnahmen ein Instrument, erweiterte Zielsetzungen der Arbeitsmarkt-
politik systematisch zu verfolgen und ihren Erfolg zu überprüfen.

politischer Maßnahmen unter dem Begriff
Empowerment um Dimensionen sozialer
Teilhabe ergänzt werden können. „Social
Scoring“ kann als Teil einer erweiterten Ba-
lanced Score Card, einer „Social Balanced
Scorecard“ dazu beitragen, die Wirkungen
von Qualifizierungs- und Beschäftigungs-
maßnahmen aufzuzeigen.

Im Folgenden wird „Social Scoring“ als
ein innovatives Messinstrument zur Er-
fassung der Effizienz qualifizierender Be-
schäftigung in Beschäftigungs- und Quali-
fizierungsunternehmen in Form einer Zwi-
schenbilanz dargestellt. Sie basiert auf
ersten Ergebnissen eines explorativen Be-
gleitforschungsprojektes, dessen Erhebung
und Auswertung von Januar bis September
2007 erfolgt ist.2 Die Entwicklung der
grundlegenden Fragestellung, wie effizient
qualifizierende Beschäftigung auf der
Grundlage der aktuellen Arbeitsmarktpoli-
tik ist, basiert sowohl auf den praxisnahen
Erfahrungen in einer Frankfurter und einer
Hamburger Beschäftigungs- und Quali-
fizierungsgesellschaft als auch auf der wis-
senschaftlichen Reflexion der heute gülti-
gen Reformansätze.

Zunächst wird die aktuelle Arbeits-
marktpolitik mit Blick auf die Auswirkun-
gen für die Betroffenen und Beteiligten
(Arbeitslose, Institutionen und Sozialun-
ternehmen) beschrieben (Abschnitt 2). Die
Begriffe Empowerment und soziale Teil-
habe werden sodann theorie- und praxis-
orientiert in den Kontext von Social 
Scoring eingefügt (Abschnitt 3) und ihre
Umsetzung in der explorativen Studie dar-
gestellt (Abschnitt 4). Erste Ergebnisse der
Studie deuten darauf hin, dass qualifi-
zierende Beschäftigung in Sozialunterneh-
men bisher nicht in ausreichendem Maß
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1 Der Begriff „Scoring“ verweist auf eine Herange-
hensweise, die auf die Ermittlung von Kennzahlen
zielt; hier zum Themenfeld personale Kompeten-
zen.

2 Der Beitrag basiert auf dem Kooperationsprojekt
„Innovation in der Sozialwirtschaft“, das Teil des
EQUAL-Projekts der EU-Gemeinschaftsinitiative
„Wandel – Innovation – Botschaft“ ist.
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2
Paradoxe Anreize und
Zwänge für Arbeitsuchende

Mit dem Übergang vom nationalstaatlichen
Modell des „rheinischen Kapitalismus“
zum Modell eines globalisierten, neolibe-
ral-marktorientierten Kapitalismus (Bereit-
stellung optimaler Wettbewerbsbedingun-
gen durch Steuersenkung, Entbürokratisie-
rung und Entstaatlichung) haben sich vor
allem die Arbeitsverhältnisse als Basis sozia-
ler Integration geändert. Prekäre und atypi-
sche Beschäftigungsverhältnisse nehmen zu,
das Normalarbeitsverhältnis erodiert, Ar-
mut und soziale Polarisierung wachsen. Ge-
ring qualifizierte Erwachsene, ältere Arbeit-
nehmer, Jugendliche ohne Schulabschluss
sowie Menschen mit geringem kulturellen
Kapital geraten durch diese Entwicklung
vermehrt in Langzeitarbeitlosigkeit. Durch
die Abkoppelung von der Teilhabe am Ar-
beitsmarkt entfernen sie sich von den An-
forderungen auf dem ersten Arbeitsmarkt,
das heißt: Sind diese Menschen mehrere
Monate ohne sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung, wachsen für sie die Risiken
einer dauerhaften Erwerbslosigkeit im Zuge
ihres wachsenden Produktivitätsverlustes
(Ludwig-Mayerhofer 2005, S. 211).

Gegenwärtig konzentriert sich die Ar-
beitsmarktpolitik in Umsetzung der Hartz-
Gesetze darauf, die Anreize zur Arbeitsauf-
nahme zu erhöhen, die Vermittlungsbe-
mühungen zu verstärken und nicht-aktive
Erwerbslose nicht nur zu ermitteln, son-
dern auch empfindlich zu sanktionieren.
Die dazu bundesweit gegründeten Arbeits-
gemeinschaften (ARGEn) und kommuna-
len Institutionen betreiben seitdem auf re-
gional höchst unterschiedliche Weise Be-
schäftigungsförderung. Zwar wurden bis
heute Mitteleinsparungen realisiert. So
führten unter anderem statistische Bereini-
gungen und eine gute Konjunkturlage zu
einer deutlichen und nachhaltigen Ent-
spannung auf dem Arbeitsmarkt. Aber auf
der anderen Seite bewirkten die Hartz-Ge-
setze eine zunehmende Verarmung und
Arbeitsmarktferne. Nicht unwesentlich
war daran die Ausgestaltung von Arbeits-
gelegenheiten (AGHs) beteiligt.

Die Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de wird seit Januar 2005 im Rahmen des
vierten Gesetzes für moderne Dienstlei-
tungen am Arbeitsmarkt (Hartz-IV) neu
geregelt, d.h. Arbeitslosen- (SGB III) und

Sozialhilfe für erwerbsfähige Sozialhilfe-
empfänger (BSHG-Bundessozialhilfege-
setz) wurden zum Arbeitslosengeld II
(ALG II) zusammengelegt (Renn/Schoch
2005).3 Für viele erwachsene langzeitar-
beitslose ALG-II-Empfänger mit schlech-
ten Bewerbungserfahrungen bleibt das In-
strument der Arbeitsgelegenheiten nach §
16 (3) SGB II die einzige Maßnahme akti-
ver Arbeitsmarktpolitik.4 Die im Gesetz
vorgesehenen Maßnahmen, wie die För-
derung der Betreuung von Kindern und
pflegebedürftigen Angehörigen (§ 16 (2)
SGB II) und weitere fördernde Maßnah-
men finden bisher kaum Anwendung. Mit
dem Instrument der Arbeitsgelegenheiten
konnte die Integration in den Arbeitsmarkt
erwartungsgemäß nicht erhöht werden
(Kettner/Rebien 2007).

Sogar die immer seltener eingesetzten
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM)
bieten oft qualifizierende Beschäftigung,
die näher an den Bedingungen des ersten
Arbeitsmarkts liegt, wie die Hamburger
Studie „Evaluation der Maßnahmen zur
Umsetzung der Vorschläge der Hartz-
Kommission“ (Compass et al. 2006) zeigt.
Während das Ziel, Beschäftigungsfähigkeit
zu erhalten bzw. wiederherzustellen, durch
ABM weitgehend erreicht wurde, bleibt ihr
arbeitsmarktpolitischer Einsatz marginal
(Compass et al. 2006, S. 136f.). Allerdings
kann Arbeitsmarktintegration auch hier
„nur bei einem intakten regionalen Ar-
beitsmarkt“ (ebd., S. 141) gelingen.

Die befristeten Arbeitsgelegenheiten
sind dagegen für leistungsgeminderte Er-
werbslose gedacht, die in der Sprache der
Bundesagentur für Arbeit (BA) als soge-
nannte „marktferne“ Kunden geführt wer-
den. Dennoch sollen – neben der Überprü-
fung der Arbeitsbereitschaft – schwer 
vermittelbare Personen durch Arbeitsgele-
genheiten wieder an den Arbeitsmarkt he-
rangeführt werden. Diese Aktivierungs-
strategie funktioniert jedoch kaum, wenn
die Handlungsautonomie der Träger stark
eingeschränkt wird, indem die Jobs nur zu-
sätzlich, ohne Konditionen einer regulären
Beschäftigung bzw. ohne marktnahe Ar-
beitskontexte, ausgelegt sein dürfen. Eben-
so kann das Ziel einer Erhöhung der Ei-
genverantwortlichkeit nicht erreicht wer-
den, wenn die Beschäftigten z. B. für ihre
berufliche Weiterbildung eigenverantwort-
lich Vorsorge treffen sollen und von ihnen
die Kompetenz gefordert wird, selbstver-
antwortlich die marktrelevanten Informa-
tionen zu beschaffen und zu verarbeiten.

Demgegenüber lassen sich auch im ge-
gebenen institutionellen Kontext, so unsere
These, mit einer intensiven Begleitung, mit
gezielter Kompetenzerweiterung und mit
Ansätzen eines Empowerments durchaus
Erfolge bezüglich einer Integration in den
Arbeitsmarkt und besonders einer verbes-
serten gesellschaftlichen Teilhabe erzielen.

3
Social Scoring, 
Empowerment und 
Teilhabe

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Fra-
ge, wie die Umsetzung der neuen Arbeits-
marktpolitik evaluiert und Qualifizierungs-
und Beschäftigungsmaßnahmen auf ihren
Beitrag zur Integration untersucht werden
können. Wie können dabei Träger von
Qualifizierungs- und Beschäftigungsmaß-
nahmen ihre Angebote optimal ausrichten
und steuern? Die Integrationsquote in den
allgemeinen Arbeitsmarkt kann nicht mehr
alleiniges Kriterium für den Erfolg von 
arbeitsmarktpolitischen Dienstleistungen
sein, da dieser für einen großen Teil lang-
zeitarbeitsloser Menschen nicht erreichbar
ist. Für die Evaluation der Wirkungen qua-
lifizierender arbeitsmarktpolitischer Maß-
nahmen ist es mehr noch erforderlich, zu-
sätzlich die Erfolge bei sozialer Integration,
verbesserter Gesundheit und sozialer Kom-
petenzentwicklung zu dokumentieren. Die
vorhandenen Instrumente zur Evaluation
von Maßnahmen müssen hier weiter ent-
wickelt werden, da sie sich bislang nur auf
die Integration in sozialversicherungs-

3 Dabei sind auch die Zuständigkeiten für bestimm-
te Leistungen der Erwerbslosen, die in den Zu-
ständigkeitsbereich des SGB II fallen, zum einen
auf die Bundesagentur für Arbeit und zum ande-
ren auf die Kommunen (kreisfreie Städte und
Landkreise) verteilt worden. Um ihre Zusammen-
arbeit zu verbessern, haben sich in vielen Kom-
munen die eingangs erwähnten Arbeitsgemein-
schaften (ARGEn) gebildet.

4 „Für erwerbsfähige Hilfebedürftige, die keine Ar-
beit finden können, sollen Arbeitsgelegenheiten
geschaffen werden. Werden Gelegenheiten für im
öffentlichen Interesse liegende, zusätzliche Arbei-
ten nicht nach Absatz 1 als Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen gefördert, ist dem erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen zuzüglich zum Arbeitslosengeld II
eine angemessene Entschädigung für Mehrauf-
wendungen zu zahlen; diese Arbeiten begründen
kein Arbeitsverhältnis im Sinne des Arbeitsrechts
(…).“ (§ 16 (3) SGB II). 
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pflichtige Beschäftigungsverhältnisse kon-
zentrieren und wenig ausdifferenziert sind
(vgl. Eichhorst/ Zimmermann 2007, S. 4, 7;
Becker/Moses 2004, S. 34ff.). Mehr noch
stellt Baetghe-Kinsky (2006, 2007) ange-
sichts der ersten Zwischenberichte zur
Hartz-Gesetzgebung fest, dass für die kom-
plexen und individuellen Problemlagen der
Arbeitsuchenden „kein Tiefenprofiling ge-
mäß etablierten Standards“, sondern nur
eine „Grobsortierung nach Kundengrup-
pen“ (Baetghe-Kinsky 2006, S. 4) stattfin-
de. Die bislang vorliegenden Evaluations-
berichte ließen mithin wenig belastbare
und nachvollziehbare Handlungsempfeh-
lungen erkennen. Um mehr zu ermitteln
als wenig aussagekräftige Integrationsquo-
ten allein, müssten die eingesetzten öko-
nometrischen Methoden verfeinert wer-
den. Was genau Beschäftigungsfähigkeit
bzw. Employability oder Integration aus-
macht, werde in einer rein datengetriebe-
nen Wirkungsforschung übersehen. Nach-
haltige Wirkungen auf die Erwerbsbiogra-
fie und „adressatenbezogene Erfolgskrite-
rien“ (ebd., S. 9), wie z. B. Stabilisierung
des Erwerbslosen, „Korrektur des miss-
match“ (Penz 2007, S. 3), sollten daher ver-
mehrt als kontext- und situationsspezifi-
sche Indikatoren aufgegriffen werden.
Deck/Kruppe (2003) und die Compass-Stu-
die (Compass et al. 2006) verweisen hier
explizit auf die Vieldeutigkeit und Komple-
xität des dynamisch zu betrachtenden Be-
griffs der Beschäftigungsfähigkeit. Direkte
Kausalzusammenhänge zwischen Förde-
rung und Erfolg oder Misserfolg von ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen ließen
sich weniger verifizieren als vielmehr nur
vermuten (Deck/Kruppe 2003, S. 7, 12,
73f.), sodass der Blick auf die Verände-
rungsprozesse und Heterogenität der Ziel-
gruppen zu richten sei.

Daher ist unser Anliegen anders ange-
legt als etwa in der Hamburger Evalua-
tionsstudie (Compass et al. 2006).Während
es dort darum geht, zu überprüfen, ob und
wie die Ziele der Maßnahmen u.a. in Form
von Brutto- und Nettointegrationseffekten
erreicht wurden, wird hier die praktische
Umsetzung fokussiert und die Zielstellung
der Arbeitsgelegenheiten weiter ausdiffe-
renziert. Sowohl die Förderung der Be-
schäftigungsfähigkeit und gesellschaftli-
chen Teilhabemöglichkeiten als auch die
Stärkung der Fähigkeiten, eigene Ressour-
cen zu aktivieren (Empowerment) stehen
dabei im Vordergrund. Die Rolle von So-
zialunternehmen stellt in diesem Kontext

ein Spezifikum und ein bislang „unterer-
forschtes Phänomen“ (Koch/Kupka 2007,
S. 22) dar. Zum einen müssen sich immer
häufiger Erwerbstätige um- und neu orien-
tieren und während des gesamten Erwerbs-
lebens Lerngelegenheiten nutzen, um ihre
Beschäftigungsfähigkeit zu erhalten und zu
steigern. Im Arbeitsprozess steigt der Anteil
von nicht routinisierbaren und variieren-
den Aufgabenstellungen, und die Anforde-
rungen an die Arbeitnehmer werden in 
Zukunft vor allem nach modernen Schlüs-
selkompetenzen,5 wie beispielsweise Ent-
scheidungs-, Reflexions- und Teamfähig-
keit sowie Kreativität u.a.m. (vgl. Tracten-
berg et.al. 2002), ausgerichtet. Diese ge-
wachsenen Anforderungen des ersten
Arbeitsmarktes verweisen zudem auf eine
zunehmende Subjektivierung des Arbeits-
handelns und die Einbeziehung personaler
Kompetenzen der Beschäftigten, die nicht
durch formelle Qualifikationen abgedeckt
werden und schwerer überprüfbar sind als
reines Fachwissen. Zum anderen zeigt sich,
dass für Personen, die in den ersten Ar-
beitsmarkt vermittelt werden sollen bzw.
deren Beschäftigungsfähigkeit (wieder)
hergestellt werden soll, die Vermittlung die-
ser Kompetenzen von hoher Bedeutung ist.

Bei der Zielgruppe von qualifizieren-
den Beschäftigungsmaßnahmen ist daher
vom Ansatz des Empowerments und von
einem auszubauenden Niveau der perso-
nalen Kompetenzen auszugehen. Social
Scoring will in diesem Kontext messen und
dokumentieren, ob und inwiefern die
Kompetenzen gering qualifizierter Erwerbs-
loser im Rahmen eines weitergehenden In-
tegrationsansatzes verbessert werden. Em-
powerment meint dabei „den Prozess, in-
nerhalb dessen Menschen sich ermutigt
fühlen, ihre eigenen Angelegenheiten in die
Hand zu nehmen, ihre eigenen Kräfte und
Kompetenzen zu entdecken und ernst zu
nehmen und den Wert selbst erarbeiteter
Lösungen schätzen zu lernen“ (Kreft/Mie-
lenz 2005, S.234.).6

Auf der individuellen Ebene der Be-
troffenen geht es damit um die Aneignung
von Handlungsfähigkeit, Energie und Ge-
staltungsvermögen, sodass die Betroffenen
zu Akteuren werden. Professionell Helfen-
de unterstützen auf der institutionellen
Ebene die Bereitstellung von Ressourcen
für Empowerment-Prozesse, was gerade im
Hinblick auf die gewachsenen Anforderun-
gen des ersten Arbeitsmarktes und poten-
zieller Arbeitgeber von besonderer Bedeu-
tung ist. Ansätze in der sozialen Arbeit soll-

ten demnach auch immer die ganze Person
und ihre Autonomie stärken, um adäquat
auf diesen Arbeitsmarkt vorzubereiten.

Empowerment setzt darüber hinaus
auch darauf, Vereinzelung zu überwinden
und zu bewirken, dass der Einzelne lernt,
sich wieder in Gemeinschaften einzufügen,
sich aktiv Informationen und Dienstleis-
tungen zu verschaffen und das eigene Recht
auf Teilhabe und Mitwirkung einzufor-
dern. Damit wird die bisherige Konzentra-
tion auf Defizite zugunsten einer Sichtwei-
se verworfen, die den Klienten als kompe-
tenten Akteur sieht (Herriger 1997). Aus
diesem Grund ist neben der gängigen
Fremd- auch die Selbsteinschätzung der
Teilnehmenden relevant.

Als weiterer Bezugspunkt des Social
Scoring lässt sich gesellschaftliche Teilhabe
ausmachen. Sie wird an den Handlungs-
spielräumen gemessen, die eine individuell
gewünschte oder gesellschaftlich übliche
Lebensweise ermöglichen. In Anlehnung
an Kronauer (2001) lassen sich vier Berei-
che von Teilhabe unterscheiden: gesell-
schaftliche Arbeit, soziale Nahbeziehun-
gen, Rechte und Kultur. Gefährdet (prekär)
wird Teilhabe dann, wenn die äußeren so-
zialen Anforderungen nicht mehr mit den
Möglichkeiten zu ihrer Realisierung über-
einstimmen. Diese Gefährdung kann bei
anhaltendem Sozialabbau nicht nur in Aus-
grenzung umschlagen, sondern vielmehr
langfristig „Stoff für eine neue ,soziale Fra-
ge’“ liefern, die „von derselben Tragweite
und Zentralität wie jene ist, die der Pau-
perismus in der ersten Hälfte des 19. Jahr-

5 Schlüsselkompetenzen umfassen „Kenntnisse und
Fähigkeiten, welche nicht unmittelbaren und be-
grenzten Bezug zu bestimmten (…) Tätigkeiten er-
bringen“ (Mertens 1974) und angesichts des
schnell veraltenden Wissens überdauern, um das
Leben in einer modernen Gesellschaft zu ermögli-
chen. Dabei reichen die Anforderungen an Ar-
beitskräfte heute bis in die „Kernbereiche der Per-
sönlichkeit“ hinein (Knauf 2001, S. 46). Mit den
Begriffen Sozial-, Methoden-, Selbst- und Fach-
kompetenz wird in der gegenwärtigen Debatte 
eine Weiterentwicklung des Diskurses markiert,
die wir für Empowerment in Lernkompetenzen
und -bereitschaft, Organisationskompetenz, so-
zialkommunikative und Sprachkompetenz sowie
Leistungs- und Fachkompetenz ausdifferenziert
haben. 

6 Diese umfassende Definition von Empowerment
in sozialer Arbeit trifft nicht mehr das aktuelle Ver-
ständnis von Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungsgesellschaften, die im Rahmen des „Förderns
und Forderns“ weit weniger sozialpädagogische
Betreuung und Unterstützung durch professionel-
le Helfer leisten sollen.
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nusmäßig im Hinblick auf die identifizier-
ten Indikatoren, die definierten Kennzah-
len und deren Größe überprüft werden.
Die Balanced Scorecard stellt kein isoliertes
Kennzahleninstrument, sondern eine Ver-
bindung zwischen Vision bzw. langfristi-
gen Zielen und deren Umsetzung dar.

Zu jeder Perspektive gilt es, signifikan-
te Indikatoren zu identifizieren und diese
zu einem Gesamtsystem zusammenzufas-
sen. Durch die Offenheit des Systems ist ei-
ne Erweiterung auf zusätzliche Perspekti-
ven möglich. Dies ist der zentrale Ansatz-
punkt, um das Instrument für die Sozial-
wirtschaft nutzbringend zu erweitern. Für
Qualifizierungs- und Beschäftigungsunter-
nehmen wird die traditionelle Balanced
Scorecard dabei um die Gemeinwesenpers-
pektive und eine teilnehmerinnen- und
teilnehmerbezogene soziale Komponente
(Empowerment) zur Social Balanced Score-
card erweitert (Abbildung 1).

Qualifizierung unter realen Produktionsbe-
dingungen die Arbeitsfähigkeit nachhaltig
erhöhen und bessere Integrationschancen
bieten soll (Werkstatt Frankfurt 2006,2007).

4.2 SOCIAL BALANCED SCORECARD

Die als Begleitforschung7 konzipierte Un-
tersuchung setzte sich zum Ziel, das beste-
hende Kennzahlensystem zur Erfolgser-
mittlung qualifizierender Beschäftigung
auf der Basis einer noch weiter zu ent-
wickelnden Social Balanced Scorecard zu
evaluieren und zu optimieren. Sie erweitert
die Balanced Scorecard (Kaplan/ Norton
1997), mit der „pragmatische Wege zur Ab-
leitung von validen Aussagen über die Ge-
samteffizienz einer Organisation“ (Becker/
Moses 2004, S. 44) gefunden werden sol-
len.8 Effizienz wird betriebswirtschaftlich
dabei als ein Indikator der Wertschöpfung
gesehen. Die Balanced Scorecard soll der
Unternehmensführung und den einzelnen
Beteiligten ermöglichen, die Vision eines
ganzheitlich ausgerichteten Unternehmens
in einem umsetzungsorientierten Instru-
ment auf gezielte Aktivitäten zu übertra-
gen. Über die Kommunikation zu den ver-
schiedenen Ebenen des Unternehmens
können bereichsspezifische und Unterneh-
mensziele auf diese Strategie abgestimmt
und damit das Verständnis der Beteiligten
für die langfristige Perspektive und deren
Identifikation mit den formulierten Zielen
erhöht werden. Die dafür benötigten Res-
sourcen und Erfolgskomponenten sind re-
gelmäßig zu hinterfragen und bei Bedarf zu
modifizieren. Das heißt, dass die einge-
leiteten Maßnahmen zur Zielerreichung,
die unterstellten Ursache-Wirkungs-Bezie-
hungen sowie die strategischen Ziele tur-

hunderts zum allgemeinen Erstaunen der
Zeitgenossen auslöste“ (Castel 2000, S. 357;
vgl. Bartelheimer 2004).

4
Die explorative Studie

4.1 SOZIALUNTERNEHMEN

Die Studie wurde in zwei großen Sozialun-
ternehmen in Hamburg und Frankfurt
durchgeführt. Ihrem Charakter nach sollen
sie das Gemeinwohl fördern, ohne Eigen-
interessen zu verfolgen. Sie handeln aber
gleichwohl nach Effizienzgrundsätzen. Bei
ihren Aktivitäten steht nicht die Gewinn-
maximierung im Zentrum, sondern immer
der Mensch mit seinen Bedürfnissen und
seinem Recht auf Würde. Auf diese Aufga-
benstellung ist die Social Balanced Score-
card zugeschnitten.

Als bundesweit größte kommunale An-
bieter offerieren die zwei Sozialbetriebe 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsmaß-
nahmen, um die Fähigkeit zur Selbsthilfe
zu stärken. Dabei sollen langzeitarbeits-
lose Menschen auf den allgemeinen Ar-
beitsmarkt vorbereitet und Beschäftigung 
hemmende Faktoren abgebaut werden
(Osenberg 1995, S. 58ff.). Ihre Konzepte
unterscheiden sich jedoch nach Arbeits-
marktnähe und Dauer der qualifizierenden
Beschäftigung.

Die Hamburger Arbeit (HAB 2005)
bietet mit ihrer 2002 eingeführten Vorbe-
reitungs- und Integrationsphase sowohl
Qualifizierung an als auch die Möglichkeit,
Förderwilligkeit zu überprüfen. Durch eine
Integrationsphase (IP) sollen sich erwerbs-
lose Personen über 25 Jahre zum einen wie-
der an einen geregelten Arbeitstag gewöh-
nen und zum anderen soweit fachlich qua-
lifizieren, dass sie erneut in den regulären
Arbeitsmarkt eingegliedert werden kön-
nen. Die Regelförderdauer für Arbeitsgele-
genheiten (AGH) beträgt maximal zehn
Monate. Davor liegt eine Vorbereitungs-
phase (VP), in der die Fähigkeiten der Teil-
nehmenden für angebotene Tätigkeiten er-
mittelt werden sollen.

Die Werkstatt Frankfurt organisiert
zwar ebenfalls Arbeitsgelegenheiten, über-
wiegend bei Kooperationspartnern, setzt
mit ihrem bundesweit beachteten „Frank-
furter Weg zum Berufsabschluss“ jedoch
stärker auf modulare berufliche Qualifizie-
rung in eigenen Betrieben, weil marktnahe

7 Gegenüber einem durchaus denkbaren Ansatz des
Experiments zur Untersuchung der potenziellen
Erhöhung der Beschäftigungswahrscheinlichkeit,
wie es Eichhorst/Zimmermann (2007) mit einem
Kontrollgruppenvergleich vorschlagen, schien uns
der formative Ansatz mit der Befragung derselben
Kohorte zu zwei Zeitpunkten angemessener, um
qualitative und prozessuale Effekte, die ihre eige-
ne Zeit der Entfaltung benötigen, zu untersuchen. 

8 Die Balanced Scorecard (wortgemäß „ausgewo-
gene Wertungs-/Punkteliste”) geht auf Robert S.
Kaplan und David P. Norton zurück. Diese hatten
zu Beginn der 1990er Jahre die Balanced Scorecard
als ein offenes Steuerungsinstrument entwickelt,
das, ausgehend von der unternehmerischen Vi-
sion, durch die Einbeziehung mehrerer Wirkungs-
ebenen eine ganzheitliche Sichtweise ermöglicht
und z. B. auch soziale Aspekte zur gezielten Steue-
rung des Unternehmensergebnisses einbeziehen
kann. 

Abb. 1: Social Balanced Scorecard für Sozialunternehmen

Interne Prozesse Kundenperspektive/
Gemeinwesenperspektive

Empowerment
- Basis-/Kernkompetenzen
- Soziale Integration und
   Vernetzung
- Psychosoziale Veränderung
   und Vernetzung
- Gesundheit
- Veränderungsbereitschaft
- Arbeitsmarktintegration

Stammpersonal
Lernen und Entwickeln

Finanzen/Wirtschaftlichkeit

Quelle: Uwe Hartwig
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Die Empowerment-Komponente um-
fasst mit den Zielgrößen Basis-/Kernkom-
petenzen, soziale Integration, Gesundheit,
Veränderungsbereitschaft und Arbeits-
marktintegration ein erweitertes Konzept
dessen, was Menschen erst in die Lage ver-
setzt, ein individuelles Selbstmanagement
zu entwickeln, und fördert so die Integra-
tion auch jenseits des ersten Arbeitsmark-
tes. Zugleich sind dies notwendige Voraus-
setzungen für reale Arbeitsmarktchancen.
Das Ziel der gesellschaftlichen Integration
beinhaltet also die Entfaltungsmöglichkeit
subjektiver Fähigkeiten und Potenziale, ei-
ne gleichere Verteilung von Lebenschancen
und die Bereitstellung individueller Quali-
fizierungsmöglichkeiten.

Unser Kompetenzbegriff meint auch
die Befähigung, mit neuen Situationen und
bisher unbekannten Handlungsanforde-
rungen erfolgreich umgehen zu können
(Erpenbeck 2003; Koch/Kupka 2007, S. 27).
Als dynamischer Kompetenzbegriff geht er
von den entwicklungsfähigen Fähigkeiten
des Einzelnen aus (Lang-von Wins/Triebel
2006) und versteht das Erlernen neuer
Kompetenzen als komplexes Handlungs-
spiel von Wissen, Überzeugungen und
Handlungstendenzen. Des Weiteren gehen
wir davon aus, dass Kompetenzen gemes-
sen werden können.

4.3 DIE ERHEBUNG

Die Empowerment-Komponente der So-
cial Balanced Scorecard wurde mit einem
Methodenmix quantitativer und qualitati-
ver Verfahren der Sozialforschung erfasst.
Dabei kamen, aufbauend auf größtenteils
standardisiert vorliegenden Fragen, teil-
nehmende Beobachtungen und leitfaden-
gestützte Interviews zum Einsatz.

Künftig soll ein Vorher-Nachher-Ver-
gleich zu zwei Zeitpunkten das Verfahren
abrunden.

Im Fragebogeninterview schätzen die
Arbeitslosen selbst ihre personalen Kom-
petenzen zu Beginn und Ende der Qualifi-
zierungsmaßnahmen (in der Regel nach
acht bis zwölf Monaten) ein. So kann er-
hoben werden, ob sich die Kompetenzen
im Verlauf der Maßnahme in dieser Hin-
sicht weiterentwickelt haben und sich ent-
sprechend auch die Beschäftigungsfähig-
keit erhöht hat. Im Zeitverlauf ergeben
sich damit Kennzahlen sozialer Arbeit, die
über die Feststellung einer (nachhaltigen)
Integrationsquote hinausgehen und dif-
ferenziert die Wirkungsweise einzelner
Maßnahmen in Bezug auf Kompetenzstei-
gerung und Empowerment-Prozesse auf-
zeigen.

Die Größenordnung der bereits durch-
geführten teilnehmenden Beobachtung be-
lief sich auf 15 Beobachtungseinheiten mit
insgesamt 80 Teilnehmenden der Hambur-
ger Arbeit (HAB) (n = 80, N = 303) sowie
drei Beobachtungseinheiten mit zehn Teil-
nehmenden aus den Betriebsstätten der
Werkstatt Frankfurt (n = 10, N = 700). Ex-
plorative leitfadengestützte Interviews
wurden am Standort Hamburg mit knapp
5 % der Erwerbslosen der HAB (n = 14:
davon 5 Frauen, 9 Männer, 9 Deutsche,
5 nicht Deutsche im Alter von 30 bis 53
Jahren) in der sogenannten Vorbereitungs-
phase und mit einer Fallmanagerin ge-
führt.

Zu Projektbeginn lag den Sozialunter-
nehmen ein Indikatorenkatalog als Basis
eines Fragebogens vor (Übersicht 1). Er
gründet auf dem Kompetenzansatz von
Heyse/Erpenbeck (2004) und wurde in einer
interdisziplinären Arbeitsgruppe von So-

zialwissenschaftlern und Praktikern über-
arbeitet, ergänzt und hinsichtlich Aussage-
kraft, Validität, Definition und Praktika-
bilität geprüft. Indikatoren für Kompeten-
zen und den Erfolg von Empowerment
wurden definiert und in Form von Kenn-
zahlengruppen in Basis-/Kernkompeten-
zen, Soziale Integration und Vernetzung,
Psychosoziale Veränderung und Gesund-
heit, Veränderungsbereitschaft und Ar-
beitsmarktintegration geclustert (Abbil-
dung 1).

Neben Basisdaten zur Soziostruktur
wurden die zu Projektbeginn vorliegen-
den Indikatoren für die Beurteilung von
Basis- und Kernkompetenzen modifi-
ziert: Selbstständigkeit wurde an Eigen-
initiative, Eigenverantwortung, Selbstbe-
wusstsein und Motivation festgemacht.
Weitere Indikatoren zu Soft Skills sowie
zur psychosozialen Veränderung und 
Gesundheit ergänzten den Katalog. Die
Veränderungsbereitschaft wurde bezüg-
lich der räumlichen, zeitlichen, mate-
riellen und tätigkeitsbezogenen Kate-
gorien abgefragt, bevor mit der Nachhal-
tigkeit der Maßnahme Indikatoren zur
Arbeitsmarktintegration gewonnen wur-
den. Die Gemeinwesen- und Teilhabepers-
pektive wurde einbezogen, indem nach
möglichen Betätigungen oder Wünschen
ehrenamtlicher und anderer Freizeit-
aktivitäten im privaten und öffentlichen
Umfeld sowie Beziehungsnetzwerken,
Zeit- und Alltagsstrukturierung gefragt
wurde. Auf einer vierfachen Antwortskala
sollten sodann in Form von Zustim-
mungssätzen Einschätzungen abgegeben
werden.

Für die Erstellung des Leitfadens 
wurden Dimensionen des subjektiven 
Arbeitshandelns (zeitlich, sozial, ökono-
misch, räumlich sowie Grad der Selbst-
rationalisierung, Selbstökonomisierung
und Selbstkontrolle; vgl. Lohr 2003;
Pongratz/Voß 2000) in eine systemati-
sche Reihenfolge gebracht und den Em-
powerment-Indikatoren zugeordnet. Die
Themen der eingesetzten Fragen orien-
tierten sich an der Erwerbsbiografie 
von Langzeitarbeitslosen. So wurde unter
dem Begriff der „Arbeitsmarkthistorie“
zunächst erfragt, wie lange der Teilneh-
mer beschäftigt war, wie viele Beschäf-
tigungsmaßnahmen absolviert wurden
und wie die Vorbereitungsphase beurteilt
wird.

Da auch Erwerbslosen zunehmend An-
forderungen einer selbstorganisierten und

Übersicht 1: Indikatoren für Basis- und Kernkompetenzen
Lernkompetenz Lernbereitschaft, Aufnahmebereitschaft, 

Lernfähigkeit, Qualifizierungsbereitschaft,
Selbstlernkompetenz

Arbeitstugenden Zuverlässigkeit, Pünktlichkeit, 
Verantwortungsbewusstsein, Pflichtgefühl, 
Einsatzbereitschaft, Fleiß, Sorgfalt, Umgang mit 
Arbeitsmitteln, Ordnung am Arbeitsplatz

Organisationskompetenz Systematisches Arbeiten, selbstständiges 
Arbeiten, Selbstmanagement, Arbeitsorganisation 

Sozialkommunikative Kompetenz Team- und Konfliktfähigkeit, Kooperationsfähigkeit,
Kommunikationsfähigkeit, interkulturelle 
Kompetenz, Verhalten, Auftritt

Sprachkompetenz Sprachvermögen, Ausdrucksvermögen, Sprachen
Leistungskompetenz Belastbarkeit, Ausdauer, Leistungsfähigkeit, 

Arbeitsleistung
Fachkompetenz Fachwissen, Fachübergreifendes Wissen

Quelle: Zusammenstellung der Autoren.
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marktförmigen Lebensführung9 abver-
langt werden, wurden die Indikatoren hin-
sichtlich der erkenntnisleitenden Frage
nach den spezifischen subjektiven Bewälti-
gungsformen von Arbeitslosigkeit um die
Punkte Alltagsorganisation, Arbeits- und
Lebenseinstellung sowie Haltungstyp er-
weitert (vgl. Luedtke 1998).

5
Ergebnisse der ersten 
Evaluationsphase

5.1 BEFUNDE

Für die arbeitsmarktpolitische Praxis wur-
de bei der Auswertung deutlich, dass die
tradierten Bewertungskriterien der gängi-
gen Qualifizierungsansätze (Aufbau sekun-
därer Arbeitstugenden/persönlicher und
sozialer Basiskompetenzen wie z. B. Fleiß,
Pünktlichkeit, Pflichtgefühl, Sorgfalt und
Ordnung) nicht nur an der Zielsetzung
vorbeizugehen scheinen, die Kompetenzen
Langzeitarbeitsloser im Hinblick auf Be-
schäftigungsfähigkeit/Employability zu er-
höhen bzw. zu bewerten. Vielmehr stützen
die vorläufigen Ergebnisse die jüngsten
Aussagen zur „autoritär-aktivierend(en)“
(Oschmiansky et al 2007, S. 291) Arbeits-
marktpolitik. Zudem evozieren Fragen
nach offensichtlich sozial erwünschten Ver-
haltensweisen (wie etwa Pünktlichkeit)
verzerrte Antworten. Die hier nur exem-
plarisch zu verstehenden Ausführungen
der Befragten verweisen auf heterogene Be-
funde: Allen Befragten ist gemeinsam, dass
sie ihre Arbeitslosigkeit zunächst als einen
massiven Bruch und zuweilen auch als so-
zialen Abstieg wahrnehmen. Unterschiedli-
che Gründe, wie befristete, ausgelaufene
Verträge, Firmenkonkurs, familiäre Belas-
tungen und Gesundheitsprobleme, lösten
die Arbeitslosigkeit aus. Alle Betroffenen
sind eindeutig mit dem Wunsch nach ei-
nem „festen Job“ auf den Arbeitsmarkt hin
orientiert. Die angebotenen AGHs werden
hingegen unterschiedlich beurteilt und
zum einen als Hilfe zur regelmäßigen Le-
bensführung, beruflichen Orientierung
und Zeitstrukturierung sowie Teilhabe-
möglichkeit erkannt. Zum anderen werden
manche Angebote als stumpfsinnig und
gängelnd empfunden. Die erhöhte Anfor-
derung, sich viele Informationen selbst be-
schaffen zu müssen, wird beklagt. Von den
Befragten werden darüber hinaus die Merk-

male „Organisation des Arbeitslebens“,
„Arbeits- und Lebenseinstellung“ sowie
„Haltungstyp“ mehrheitlich positiv erfüllt.
Bei vier bis fünf Befragten (ca. ein Drittel)
ist eine eher negative, passive bis hin zu ei-
ner destruktiven Haltung zu erkennen. Be-
trachtet man diese Merkmale gemeinsam
mit dem Merkmal „Organisation des All-
tags“, welches nur partiell als gelingend an-
gesehen werden kann, ist zu beobachten,
dass bei den Teilnehmern eher geringe
Handlungsressourcen vorhanden sind. Bei
der Dimension „Selbst-Ökonomisierung“
im Sinne einer marktorientierten Haltung
kann dagegen bei 30–50 % der Befragten
von einem hohen Selbstvermarktungs-
und Aktivierungsdruck gesprochen wer-
den. Hinsichtlich der alltäglichen Lebens-
führung lässt sich feststellen, dass die zuge-
ordneten Merkmale bei acht von 14 Lang-
zeitarbeitslosen zu knapp über 50 % erfüllt
werden und damit auch hier eine partielle
Selbstrationalisierung der Erwerbslosen
vorliegt.

Daraus kann nach dem bisherigen Zwi-
schenstand als Empfehlung abgeleitet wer-
den, dass die eigentliche Stoßrichtung an-
gebotener Maßnahmen sich entsprechend
komplexerer und realistischerer Anforde-
rungen der Zielgruppen (z. B. Teamfähig-
keit, Selbstorganisations- und (Fremd-)
Sprachvermögen wie auch Selbstrationali-
sierung) auf die spezifische Steigerung der
gesellschaftlichen Teilhabechancen und da-
mit der Employability abzielen sollte.

Die Frage, aus welchen Gründen dieses
Potenzial von den Teilnehmenden nicht auf
dem ersten Arbeitsmarkt genutzt werden
kann, verweist darauf, dass neben den zwei-
felsohne relevanten gesundheitlichen Beein-
trächtigungen vor allem spezifische fachli-
che und strukturelle Hemmnisse und weni-
ger individuelle, selbst verschuldete Verhal-
tensdefizite bestehen,die der Erreichung des
ersten und regional unterschiedlich intakten
Arbeitsmarktes entgegenstehen.

Der starke Wunsch aller Befragten nach
einer Stelle ist in diesem Kontext gleich-
wohl überzeugend zu vernehmen und ver-
weist auf die Relevanz von Arbeit als
Grundlage von Identität und Teilhabemög-
lichkeiten, die in und von Sozialunterneh-
men auch jenseits des ersten Arbeitsmark-
tes geschaffen werden können. Koch und
Kupkas Erwägung bleibt dabei weiter zu
diskutieren:

„Wenn es wirklich stimmt, dass ein
großer Teil von erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen wegen geringer Produktivität

keine Chance auf eine reguläre Beschäfti-
gung hätte und einer Art von beschützter
Beschäftigung bedarf, muss man sich fra-
gen, ob nicht doch für einen Teil dieses 
Personenkreises andere Sozialsysteme an-
gemessener wären“ (Koch/Kupka 2007,
S. 32).

5.2 FAZIT UND AUSBLICK 

Wenngleich die Maßnahmen der unter-
suchten Sozialunternehmen ein nahezu un-
einlösbares Integrationsversprechen und
Dilemma bergen, weil sie durch die Krite-
rien der Zusätzlichkeit, des öffentlichen In-
teresses und der Marktferne stark einge-
schränkt sind, können mit den Qualifizie-
rungsangeboten Prozesse des Empower-
ments und der sozialen Teilhabe in Gang
gesetzt werden. Social Scoring ermöglicht
hier nicht nur, Daten zur Sozialstruktur, zu
Basis- und Kernkompetenzen, Integration
und psychosozialen Veränderung jenseits
diskriminierender „Creaming“-Effekte zu
erfassen. Vielmehr können besser als bei
statischen Momentaufnahmen, dies zeigen
die ersten Zwischenergebnisse, dynamische
Prozesse der Kompetenzgewinnung einge-
fangen werden. Damit wird neben den
Aspekten der Struktur- und Ergebnisqua-
lität von Qualifizierungsangeboten ver-
mehrt die Prozessqualität und Wirkungs-
messung relevant (vgl. Merchel 2001; Ge-
rull 1999). Allerdings geht aus den ersten
Befunden auch hervor, dass die arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen bisher nicht
ausreichend auf die wachsenden Selbst-
organisations- und Lebensführungszwän-
ge des ersten Arbeitsmarkts vorbereiten,
die von leistungsgeminderten und mehr-
fach eingeschränkten Langzeitarbeitslo-
sen selbstständig und eigenverantwortlich
kaum zu erfüllen sind.

In einem nächsten Schritt wird es da-
rum gehen, einen indikatorengestützten

9 Das zugrunde gelegte theoretische Konzept der
subjektorientierten Arbeits- und Berufssoziologie
fragt dabei auf einer übergeordneten Ebene auch
nach der Lebensführung Betroffener, die die Belas-
tungen durch Arbeitslosigkeit in einem äußerst he-
terogenen Feld der Verarbeitungs- und Haltungs-
muster spezifisch und abhängig von den zur Ver-
fügung stehenden Ressourcen und Kompetenzen
zu bewältigen haben (vgl. Luedtke 1998). Vor
dem Hintergrund der Lebensführungszwänge Ar-
beitsloser bedeutet dies auch, dass im Laufe län-
gerer Phasen von Arbeitslosigkeit die Anerken-
nung und auch das (Selbst-)Vertrauen in diese per-
sonalen Kompetenzen schwinden können.
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Fragebogen mit ca. 80–100 Teilnehmenden
an den Standorten Frankfurt und Ham-
burg zu zwei Zeitpunkten einzusetzen. Ob
und wie sich nach Ende der Maßnahme

mit einem größeren zeitlichen Abstand die
Arbeitsgelegenheiten bewährt haben wer-
den, kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt
noch nicht beantwortet werden. Sicherlich

wäre es sinnvoll, hier eine weitere Befra-
gung sowie einen Kontrollgruppenver-
gleich anzuschließen.
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